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18 Amtliche Bekanntmachung

über die Einziehung von Verkehrsflächen (Entwidmung)

Die Gemeinde Stemwede zieht hiermit einen nicht asphaltierten Teil der gemeindlichen Wegefläche in
der Gemarkung Oppenwehe, Flur 1, Flurstück 24 in Länge von ca. 175 m und einer Fläche von ca.
1.830 qm (siehe nachfolgenden Lageplan bzw. nachfolgendes Luftbild) als öffentliche Verkehrsfläche
ein (Entwidmung).
Das Einziehungsverfahren richtet sich nach § 7 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der derzeit gültigen Fassung.
Die Einziehung wird im Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung wirksam.

Die betreffende Teilfläche von Richtung Westen bis zum offenen Graben bzw. der weiteren gemeindli-
chen Wegefläche Flurstück 23 erfüllt keine notwendige Erschließungsfunktion mehr, da sich alle an-
liegenden Grundstücksflächen im Eigentum desselben Eigentümers befinden. Lediglich das Flurstück
Nr. 23 befindet sich im Eigentum eines Dritten. Die Erschließung dieses Grundstücks wird aber vom
Eigentümer der weiteren Grundstücke durch die Einräumung eines Wegerechts zu Lasten seines
Grundstücks Nr. 152 auf Dauer gesichert.

Der Beschluss über die Absicht der Wegeteileinziehung wurde am 11.10.2019 ortsüblich bekanntge-
macht bzw. veröffentlicht.
In der Sitzung des Rates der Gemeinde Stemwede am 19.02.2020 wurde über die Entwidmung ab-
schließend beraten und beschlossen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die Wegeteileinziehung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423
Minden, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes Klage erheben. Die Klage
kann schriftlich, zur Niederschrift der Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Gerichtes oder in
elektronischer Form nach Maßgabe der elektronischen Rechtsverkehrsordnung – ERVVO VG/FG –
vom 07.11.2012 erhoben werden.
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen.
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben; die angefochtene Verfügung soll vorbehaltlich des § 55a Abs. 2 Satz 2 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so würde
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

Stemwede, den 17.03.2020

Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat
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19 Amtliche Bekanntmachung

Allgemeinverfügung

der Gemeinde Stemwede über das Verbot von Veranstaltungen zur Eindämmung
der Verbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 vom 14.03.2020

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 der Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. November 2000
und §§ 35 Satz 2, 41 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) erlässt der Bürgermeister der
Gemeinde Stemwede als örtliche Ordnungsbehörde unter Bezugnahme auf die Weisungen des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13.03.2020 (ein-
sehbar unter www.mags.nrw), gültig ab 14.03.2020,

- Erlass „Aufsichtliche Weisung zur Schließung von schulischen Gemeinschafts-einrichtungen“
- Empfehlungen an Krankenhäuser über „Notwendige Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-

Virus und zur Behandlung von Patientinnen und Patienten mit COVID-19“
- Erlass „Besuchseinschränkungen für Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliede-

rungshilfe“
- Erlass „Aufsichtliche Weisung zum Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrich-tungen“
- Erlass „Einstellung des Unterrichtsbetriebs an allen Schulen der Pflege- und Gesundheitsberu-

fe“
- Erlass zur Durchführung von Veranstaltungen mit weniger als 1.000 Teilnehmerin-nen und Teil-

nehmern
- Erlass zur Durchführung von Großveranstaltungen in Nordrhein-Westfalen (bereits vom

10.03.2020)

nachfolgende Allgemeinverfügung:

1. Alle Veranstaltungen im gesamten Gebiet der Gemeinde Stemwede werden hiermit bis auf
Weiteres untersagt.

2. Ausgenommen hiervon sind notwendige Veranstaltungen, insbesondere solche, die der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und vorsorge zu
dienen bestimmt sind.

3. Die Anordnung ist zunächst befristet bis 19.04.2020 um 24.00 Uhr.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die
Bekanntgabe erfolgt durch Anschlag in den Aushangkästen am Rathaus, Buchhofstraße 13, 32351
Stemwede-Levern sowie gleichzeitig im Internet über www.stemwede.de.

Begründung:

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
weist die Bürgermeister der Kommunen als zuständige Behörde an dafür Sorge zu tragen, dass die
zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-CoV-2 notwendigen Schutzmaßnah-men getroffen wer-
den. Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden
Ausbreitung von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich auch in den Fällen von Veranstaltungen unter 1.000
erwarteten Besuchern/Teilnehmern davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen wer-
den können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Veranstaltung nicht durchzu-
führen. Das Auswahlermessen der zuständigen Behörden reduziert sich damit regelmäßig dahinge-
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hend, dass nur die Absage oder zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Gefährdungslage und
Aufhebung der angeordneten Maßnahmen in Betracht kommt.

Die Gemeinde Stemwede ist nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG i.V.m § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig. Unter den
Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder
sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten, die eine
Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen.

Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfä-
hige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt
es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.

Die angeordnete Maßnahme ergeht auf Grund der derzeitigen Einstufung der Verbreitung des neuen
Coronavirus (Sars-CoV-2) als Pandemie durch die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die WHO
definiert eine Pandemie als eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung einem Erreger potenziell
ausgesetzt ist und "potenziell ein Teil von ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risikobewertung
des Robert-Koch-Instituts weiterhin auf globaler Ebene eine sich sehr dynamisch entwickelnde und
ernst zu nehmende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödlichen Krankheitsverläufen. Mit wei-
teren Fällen, Infektionsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet werden. Seit im De-
zember 2019 erstmals in China Menschen von einer neuartigen Lungenkrankheit befallen wurden,
breitet sich das Virus SARS-CoV-2 immer weiter aus. Dies betrifft auch die Gemeinde Stemwede.
Inzwischen sind im Kreis Minden-Lübbecke 47 Personen positiv getestet und weitere Verdachtsfälle
bekannt (Stand 14.03.2020).

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Nie-
sen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragun-
gen von Mensch-zu-Mensch kommen. Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld,
aber auch bei öffentlichen Veranstaltungen vor. Auf diesen kann es unter ungünstigen Bedingungen
zu einer Übertragung auf die anwesenden Personen kommen.

Die Gemeinde Stemwede untersagt deshalb nach umfassender Interessenabwägung und Risikobe-
wertung mit dieser Verfügung alle Veranstaltungen in ihrem Gemeindegebiet.

Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum 19.04.2020 um 24.00 Uhr. Dieser Zeitraum ist ange-
messen, um die weitere Verbreitung kurzfristig zu verzögern und orientiert sich an der Dauer der o.a.
Erlasse.

Eine kürzere Befristung ist nicht angezeigt, da in den nächsten Wochen noch mit weiter steigenden
Infektionszahlen zu rechnen ist. Sollte die Entwicklung zeigen, dass die Maßnahmen schon zu einem
früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, wird die Anordnung geändert. Sofern über diesen
Zeitpunkt hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine entsprechende Verlängerung der Maßnah-
me erfolgen.

Durch die Einstufung durch die WHO als Pandemiefall sowie die weiter steigenden Infektionszahlen
innerhalb der letzten 24 Stunden sind andere Maßnahmen, die Gefahr ausreichend zu mildern, nicht
ersichtlich. Veranstaltungen tragen wesentlich dazu bei, das Virus schneller zu verbreiten. Ferner ist
auch die Unmöglichkeit der Nachverfolgbarkeit von Infektionsketten und eine sprunghafte Zunahme
von Infektionen in die Abwägung mit einzubeziehen. Die Untersagung von Veranstaltungen ist aus
diesem Grund erforderlich.

Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv.
Insbesondere ist es nicht ausreichend, die Veranstaltungen unter Anordnung von Auflagen stattfinden
zu lassen, da nicht gewährleistet werden kann, dass alle empfohlenen Vorsorgemaßnahmen einge-
halten werden können und die Risiken durch begleitende Maß-nahmen (wie z. B. Händedesinfektion)
ausreichend beseitigt wären.

Die Untersagung von Veranstaltungen ist geeignet, erforderlich und angemessen, um die konkret
drohende Gefahr für die Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. Diese Gemeinwohl-
belange rechtfertigen das Verbot. Die Gesundheit und das menschliche Leben genießen einen höhe-
ren Stellenwert als die allgemeine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden Einschränkungen stehen
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erhebliche gesundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten und nicht mehr nachverfolgbaren weite-
ren Verbreitung des Corona-Virus gegen-über. Bei der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der
körperlichen Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. Hierbei
handelt es sich um Rechtsgüter von sehr hoher Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag ge-
recht zu werden, ist das Verbot unter Abwägung aller beteiligten Interessen daher gerechtfertigt.

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m § 16 Abs. 8 IfSG.
Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung. Auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG
wird hingewiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall
8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Urkun-
denbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. S. 3803)
einzureichen.

Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Kai Abruszat

20 Amtliche Bekanntmachung

Allgemeinverfügung

der Gemeinde Stemwede über das Verbot von Veranstaltungen zur Eindämmung
der Verbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 vom 15.03.2020

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 der Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. November 2000
und §§ 35 Satz 2, 41 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) erlässt der Bürgermeister der
Gemeinde Stemwede als örtliche Ordnungsbehörde unter Bezugnahme auf die Weisungen des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13.03.2020 (ein-
sehbar unter www.mags.nrw), gültig ab 14.03.2020, bzw. vom 15.03.2020, gültig ab 16. und
17.03.2020

- Erlass zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 16.03.2020 und 17.03.2020
- Erlass „Aufsichtliche Weisung zur Schließung von schulischen Gemeinschafts-einrichtungen“
- Empfehlungen an Krankenhäuser über „Notwendige Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-

Virus und zur Behandlung von Patientinnen und Patienten mit COVID-19“
- Erlass „Besuchseinschränkungen für Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliede-

rungshilfe“
- Erlass „Aufsichtliche Weisung zum Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrich-tungen“
- Erlass „Einstellung des Unterrichtsbetriebs an allen Schulen der Pflege- und Gesundheitsberu-

fe“
- Erlass zur Durchführung von Veranstaltungen mit weniger als 1.000 Teilnehmerin-nen und Teil-

nehmern
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- Erlass zur Durchführung von Großveranstaltungen in Nordrhein-Westfalen (bereits vom
10.03.2020)

nachfolgende Allgemeinverfügung:

1. Alle Veranstaltungen im gesamten Gebiet der Gemeinde Stemwede werden hiermit bis auf
Weiteres untersagt.

2. Ausgenommen hiervon sind notwendige Veranstaltungen, insbesondere solche, die der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und vorsorge zu
dienen bestimmt sind.

3. Die o.a. Erlasse des Landes NRW sind vollinhaltlich und ausdrücklich Bestandteil dieser
Allgemeinverfügung.

4. Die Anordnung ist zunächst befristet bis 19.04.2020 um 24.00 Uhr.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt
gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch Anschlag in den Aushangkästen am Rathaus, Buchhofstraße
13, 32351 Stemwede-Levern sowie gleichzeitig im Internet über www.stemwede.de.

Begründung:

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
weist die Bürgermeister der Kommunen als zuständige Behörde an dafür Sorge zu tragen, dass die
zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-CoV-2 notwendigen Schutzmaßnahmen getroffen wer-
den. Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden
Ausbreitung von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich auch in den Fällen von Veranstaltungen unter 1.000
erwarteten Besuchern/Teilnehmern davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen wer-
den können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Veranstaltung nicht durchzu-
führen. Das Auswahlermessen der zuständigen Behörden reduziert sich damit regelmäßig dahinge-
hend, dass nur die Absage oder zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Gefährdungslage und
Aufhebung der angeordneten Maßnahmen in Betracht kommt.

Die Gemeinde Stemwede ist nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG i.V.m § 3 ZVO-IfSG für den Erlass von
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig. Unter den
Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder
sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten, die eine
Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen.

Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfä-
hige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt
es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.

Die angeordnete Maßnahme ergeht auf Grund der derzeitigen Einstufung der Verbreitung des neuen
Coronavirus (Sars-CoV-2) als Pandemie durch die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die WHO
definiert eine Pandemie als eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung einem Erreger potenziell
ausgesetzt ist und "potenziell ein Teil von ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risikobewertung
des Robert-Koch-Instituts weiterhin auf globaler Ebene eine sich sehr dynamisch entwickelnde und
ernst zu nehmende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödlichen Krankheitsverläufen. Mit wei-
teren Fällen, Infektionsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet werden. Seit im De-
zember 2019 erstmals in China Menschen von einer neuartigen Lungenkrankheit befallen wurden,
breitet sich das Virus SARS-CoV-2 immer weiter aus. Dies betrifft auch die Gemeinde Stemwede.
Inzwischen sind im Kreis Minden-Lübbecke 47 Personen positiv getestet und weitere Verdachtsfälle
bekannt (Stand 14.03.2020).

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Nie-
sen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragun-
gen von Mensch-zu-Mensch kommen. Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld,



- 52 -

aber auch bei öffentlichen Veranstaltungen vor. Auf diesen kann es unter ungünstigen Bedingungen
zu einer Übertragung auf die anwesenden Personen kommen.

Die Gemeinde Stemwede untersagt deshalb nach umfassender Interessenabwägung und Risikobe-
wertung mit dieser Verfügung alle Veranstaltungen in ihrem Gemeindegebiet.

Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum 19.04.2020 um 24.00 Uhr. Dieser Zeitraum ist ange-
messen, um die weitere Verbreitung kurzfristig zu verzögern und orientiert sich an der Dauer der o.a.
Erlasse.

Eine kürzere Befristung ist nicht angezeigt, da in den nächsten Wochen noch mit weiter steigenden
Infektionszahlen zu rechnen ist. Sollte die Entwicklung zeigen, dass die Maßnahmen schon zu einem
früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, wird die Anordnung geändert. Sofern über diesen
Zeitpunkt hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine entsprechende Verlängerung der Maßnah-
me erfolgen.

Durch die Einstufung durch die WHO als Pandemiefall sowie die weiter steigenden Infektionszahlen
innerhalb der letzten 24 Stunden sind andere Maßnahmen, die Gefahr ausreichend zu mildern, nicht
ersichtlich. Veranstaltungen tragen wesentlich dazu bei, das Virus schneller zu verbreiten. Ferner ist
auch die Unmöglichkeit der Nachverfolgbarkeit von Infektionsketten und eine sprunghafte Zunahme
von Infektionen in die Abwägung mit einzubeziehen. Die Untersagung von Veranstaltungen ist aus
diesem Grund erforderlich.

Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv.
Insbesondere ist es nicht ausreichend, die Veranstaltungen unter Anordnung von Auflagen stattfinden
zu lassen, da nicht gewährleistet werden kann, dass alle empfohlenen Vorsorgemaßnahmen einge-
halten werden können und die Risiken durch begleitende Maß-nahmen (wie z. B. Händedesinfektion)
ausreichend beseitigt wären.

Die Untersagung von Veranstaltungen ist geeignet, erforderlich und angemessen, um die konkret
drohende Gefahr für die Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. Diese Gemeinwohl-
belange rechtfertigen das Verbot. Die Gesundheit und das menschliche Leben genießen einen höhe-
ren Stellenwert als die allgemeine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden Einschränkungen stehen
erhebliche gesundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten und nicht mehr nachverfolgbaren weite-
ren Verbreitung des Corona-Virus gegen-über. Bei der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der
körperlichen Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. Hierbei
handelt es sich um Rechtsgüter von sehr hoher Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag ge-
recht zu werden, ist das Verbot unter Abwägung aller beteiligten Interessen daher gerechtfertigt.

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m § 16 Abs. 8 IfSG.
Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung. Auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG
wird hingewiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall
8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Urkun-
denbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. S. 3803)
einzureichen.

Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Kai Abruszat
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21 Amtliche Bekanntmachung

Allgemeinverfügung

der Gemeinde Stemwede zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen
zur Eindämmung der Verbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 vom 18.03.2020

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 der Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. November 2000
und §§ 35 Satz 2, 41 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) erlässt der Bürgermeister der
Gemeinde Stemwede als örtliche Ordnungsbehörde unter Bezugnahme auf die Weisungen des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 10.03.2020 (ein-
sehbar unter www.mags.nrw) gültig ab 14.03.2020, 15.03.2020 gültig ab 16. und 17.03.2020, Ergän-
zung des Erlasses vom 15.03.2020 ebenfalls gültig ab 16. und 17.03.2020 sowie Erlasse vom
17.03.2020 gültig ab 18.03.2020 (jeweils einsehbar unter www.mags.nrw)

- Erlass zur Durchführung von Großveranstaltungen in Nordrhein-Westfalen ab dem 10. März
2020 (10.03.2020)

- Erlass zur Durchführung von Veranstaltungen mit weniger als 1.000 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern (13.03.2020)

- Erlass „Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen“ (13.03.2020)
- Erlass „Aufsichtliche Weisung zur Schließung von schulischen Gemeinschafts-einrichtungen“

(13.03.2020)
- Erlass „Leitlinie zur Bestimmung des Personals kritischer Infrastrukturen“ (15.03.2020)
- Erlass „Weitere Kontakt reduzierende Maßnahmen“ (15.03.2020)
- Ergänzung des Erlasses vom 15. März 2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab

dem 16.03.2020 und 17.03.2020 (17.03.2020)
- Ergänzung des Erlasses vom 15.03.2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab

dem 16.03.2020 und 17.03.2020 mit Datum vom 17.03.2020; Az.: I (17.03.2020)
- Aufsichtliche Weisung zum Betretungsverbot von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sin-

ne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, von tagesstrukturierenden Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtun-
gen der beruflichen Rehabilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühför-
derstellen, heilpädagogischen Praxen und Autismuszentren ab Mittwoch, 18. März 2020, zur
Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 (17.03.2020)

- Fortschreibung der Erlasse vom 15. und 17. März 2020 zu weiteren kontaktreduzierenden
Maßnahmen ab dem 18.03.2020 (17.03.2020), die als ministerielle Weisungen bzw.
Ergänzungen zu aufsichtlichen Weisungen ergangenen Leitlinien ausdrücklich zum inhalt-
lichen Bestandteil der nachfolgenden Allgemeinverfügung gemacht werden und in den
textlichen Ursprungsfassungen als Anlage zu dieser Allgemeinverfügung beigefügt sind,

- nachfolgende Allgemeinverfügung:

1. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind zu schließen bezie-
hungsweise deren Betrieb einzustellen:

a. Alle Kneipen, Bars, Diskotheken, Cafés, Theater, Opern- und Konzerthäuser, Ki-
nos, alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von Freizeit-
aktivitäten (drinnen und draußen), Spezialmärkte, Fitness-Studios, Schwimmbäder
und „Spaßbäder“, Saunen, und alle ähnliche Einrichtungen, unabhängig von Ih-
rer Trägerschaft oder den Eigentumsverhältnissen,

b. Reisebusreisen,

c. jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen sowie
alle Zusammenkünfte, in Vereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen,
Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros, Prostitutionsstätten, Bordelle und alle ähnli-
chen Einrichtungen,
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d. alle Angebote in Volkshochschulen, Musikschulen, in sonstigen öffentlichen und
privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen,

e.  Alle Spiel- und Bolzplätze sind zu schließen.

2. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist ab dem 16.03.2020
zu beschränken und nur unter strengen Auflagen sowohl für den Innen- als auch den
Außenbereich (Besucherregistrierung mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besu-
cherzahl, Vorgaben für Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Metern, Hygiene-
maßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zu richtigen Hygienemaßnahmen etc.) zu ge-
statten:

a) Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und
b) Mensen, Restaurants und Speisegaststätten sowie Hotels für die Bewirtung von

Übernachtungsgästen.
Restaurants und Speisegaststätten dürfen frühestens ab 6 Uhr öffnen und sind spä-
testens ab 15 Uhr zu schließen.

3. Weiter zulässig ist der Einzelhandel für Lebensmittel, Wochenmärkte, Abhol- und Liefer-
dienste, Getränkemärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und
Sparkassen, Poststellen, Frisöre, Reinigungen, Waschsalons, der Zeitungsverkauf, Bau-,
Gartenbau- und Tierbedarfsmärkte und der Großhandel. Alle anderen Verkaufsstellen
des Einzelhandels, Kosmetikstudios und ähnliche Einrichtungen sind zu schließen.
Im Übrigen können Dienstleister und Handwerker ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen.

4. Folgenden Geschäften ist bis auf weiteres auch die Öffnung an Sonn- und Feiertagen
von 13 bis 18 Uhr gestattet (dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag und Oster-
montag): Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkten, Abhol- und Lie-
ferdiensten sowie Apotheken, außerdem Geschäften des Großhandels.

5. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgesetzes sowie Frisörsalons
und ähnliche Einrichtungen müssen folgende Auflagen erfüllen:

a. Einhaltung der erforderlichen Maßnahmen zur Hygiene
b. Steuerung des Zutritts,
c. Vermeidung von Warteschlagen.

6. Übernachtungsangebote sind nur für nicht touristische Zwecke zulässig.

7. Der Zugang zu Einkaufszentren, „shopping-malls“ oder „factory outlets“ und ver-
gleichbaren Einrichtungen ist nur zulässig, wenn sich dort nicht zu schließende Ein-
richtungen nach Nummer 2 Satz 1 befinden, und nur zu dem Zweck, diese Einrich-
tungen aufzusuchen.

8. Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, bei denen es zu einer Begegnung
von Menschen kommt, unabhängig von der Zahl der Teilnehmenden sind grundsätz-
lich untersagt. Das schließt auch Versammlungen zur Religionsausübung ein. Ebenso
schließt dies auch Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach
Durchführung einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung unter dem Aspekt des Infek-
tionsschutzes zugelassen werden können. Ausgenommen von dieser Untersagung sind
Veranstaltungen des Gemeinderates, der Gerichte, anderer Hoheitsträger sowie anderer
Stellen oder Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen. Ausgenommen
von der Untersagung sind zudem Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung, der öffentlich-rechtlichen Leistungserbringung, der Gesund-
heitsfürsorge der Bevölkerung, oder der Daseinsfürsorge und -vorsorge zu dienen bestimmt
sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B Wochenmärkte). Ausgenommen
sind auch Blutspendetermine, die unter Beachtung der der Pandemielage angepassten be-
sonderen hygienischen Vorkehrungen durchgeführt werden, da sie der Versorgung der Be-
völkerungen mit lebensnotwendigen Blutprodukten dienen. Dabei ist darauf zu achten, dass
bei Blutspendeterminen die Kontakte auf ein Minimum begrenzt werden, die Verweildauer
der Spender möglichst gering ist und Spender, die einen Anhalt für einen Infekt bieten, be-
reits zu Beginn erkannt werden und den Termin umgehend verlassen.
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9. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizierung werden für den
Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt Betretungsverbote für folgende Bereiche er-
lassen:

a. Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen,
Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fäl-
len“, Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut
werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Er-
ziehungshilfe)

b. Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtun-
gen, Tageskliniken

c. Stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohn-
formen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen

d. Berufsschulen
e. Hochschulen

10. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für stationäre
Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im
Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen werden nachstehende Maßnahmen
angeordnet:

a. Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Corona-
Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen und persönliche Schutz-
ausrüstung einzusparen.

b. Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche auszu-
sprechen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner/Patient pro Tag
mit Schutzmaßnahmen und mit Hygieneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen
davon sind medizinisch oder ethisch-sozial angezeigte Besuche (z.B. Kinderstatio-
nen, Palliativpatienten).

c. Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für
Patienten und Besucher sind zu schließen.

d. Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informationsveran-
staltungen etc. sind zu unterlassen.

11. Die Anordnungen unter Ziffern 1-10 sind sofort vollziehbar.

12. Die Allgemeinverfügung gilt im gesamten Gebiet der Gemeinde Stemwede.

13. Die Allgemeinverfügung ist befristet bis zum 19.04.2020 um 24.00 Uhr.

Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird hingewiesen (§75
Abs. 1 Nr.1, Abs. 3 Infektionsschutzgesetz).

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die
Bekanntgabe erfolgt durch Anschlag in dem Aushangkasten an der Verwaltungsstelle Buchhofstraße
13, 32351 Stemwede-Levern sowie gleichzeitig im Internet über www.stemwede.de.

Begründung:
Die Gemeinde Stemwede ist nach § 28 Absatz 1 Satz1 und 2 IfSG i.V.m. § 3 ZVO-IfSG für den Erlass
von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig. Unter
den Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG kann die zuständige Behörde die notwen-
digen Schutzmaßnahmen treffen und Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen einer größeren
Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten, die eine Verbreitung von Krankheitserregern be-
günstigen.

Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfä-
hige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt
es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.
Nach der derzeitigen Risikobewertung des Robert Koch Instituts zu dem neuen Coronavirus (SARS-
CoV-2) handelt es sich auf globaler Ebene um eine sich sehr dynamisch entwickelnde und ernst zu
nehmende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödlichen Krankheitsverläufen. Mit weiteren
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Fällen, Infektionsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet werden. Seit im Dezember
2019 erstmals in China Menschen von einer neuartigen Lungenkrankheit befallen wurden, breitet sich
das Virus SARS-CoV-2 immer weiter aus. Dies betrifft auch die Gemeinde Stemwede. Inzwischen
sind mehrere Personen positiv getestet und weitere Verdachtsfälle bekannt (Stand 18.03.2020).
Die Verbreitung des neuen Coronavirus (SARS-CoV-2) wird durch die WHO als Pandemie eingestuft.
Die WHO definiert eine Pandemie als eine Situation, in der die ganze Weltbevölkerung einem Erreger
potenziell ausgesetzt ist und "potenziell ein Teil von ihr erkrankt". Zudem besteht auf Grund der Risi-
kobewertung des Robert Kochs Instituts weiterhin auf globaler Ebene eine sich sehr dynamisch entwi-
ckelnde und ernst zu nehmende Situation, mit zum Teil schweren und auch tödlichen Krankheitsver-
läufen. Mit weiteren Fällen, Infektionsketten und Ausbrüchen muss in Deutschland gerechnet werden.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Nie-
sen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragun-
gen von Mensch-zu-Mensch kommen. Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld,
aber auch bei öffentlichen Veranstaltungen vor. Auf diesen kann es unter ungünstigen Bedingungen
zu einer Übertragung auf die anwesenden Personen kommen.

Die Gemeinde Stemwede untersagt deshalb nach umfassender Interessenabwägung und Risikobe-
wertung mit dieser Verfügung alle unter Ziffer 1-7 aufgeführten Veranstaltungen und Nutzungen in
ihrem Gemeindegebiet.

Diese Anordnung gilt zunächst befristet bis zum 19.04.2020. Dieser Zeitraum ist angemessen, um die
weitere Verbreitung kurzfristig zu verzögern. Eine kürzere Befristung ist nicht angezeigt, da in den
nächsten Wochen noch mit steigenden Infektionszahlen zu rechnen ist. Sollte die Entwicklung zeigen,
dass die Maßnahmen schon zu einem früheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich sind, wird die Anord-
nung geändert. Sofern über diesen Zeitpunkt hinaus Anordnungen notwendig sind, wird eine entspre-
chende Verlängerung der Maßnahme erfolgen.

Durch die Einstufung durch die WHO als Pandemiefall sind andere Maßnahmen, die Gefahr ausrei-
chend zu mildern, nicht ersichtlich. Das Zusammentreffen einer Vielzahl von Personen trägt wesent-
lich dazu bei, das Virus schneller zu verbreiten. Ferner ist auch die Unmöglichkeit der Nachverfolgbar-
keit von Infektionsketten und eine sprunghafte Zunahme von Infektionen in die Abwägung mit einzu-
beziehen. Diese Allgemeinverfügung ist daher notwendig, um eine drohende Überlastung des Ge-
sundheitssystems zu vermeiden.
Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes (RKI) sind zur Bewältigung der aktuellen Weiter-
verbreitung des SARS-CoV-2 Virus „massive Anstrengungen auf allen Ebenen des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes erforderlich“. Es wird das Ziel verfolgt, die Infektionen in Deutschland so früh wie
möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit wie möglich zu verzögern. Damit
sind gesamtgesellschaftliche Anstrengungen wie die Reduzierung von sozialen Kontakten mit dem
Ziel der Vermeidung von Infektionen im privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich sowie eine Re-
duzierung der Reisetätigkeit verbunden.
Die Entwicklungen der letzten Tage zeigen, dass die bisherigen Maßnahmen nicht ausreichen. Die
Zahl der Infizierten steigt stetig an.
Durch die Erlasse des Ministeriums für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW vom 13.03.2020,
15.03.2020 und 17.03.2020 ist die Gemeinde Stemwede angewiesen, dafür Sorge zu tragen, dass die
zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-Cov-2 notwendigen Maßnahmen getroffen werden. Ins-
besondere sind weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungsdyna-
mik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen.
Hinsichtlich des Auswahlermessens ist grundsätzlich davon auszugehen, dass aufgrund aktueller
Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden Ausbreitung von SARS-
CoV-2 keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsin-
tensiv sind, als die o.g. Anordnungen.
Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit den o.g. Anordnungen die dringend erforderliche
Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektionen erreicht werden. Ziel ist es, das Gesundheitswesen
nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung von Erkrankten sowie sons-
tigen Krankheitsfällen bereit zu halten.
In diesem Zusammenhang komme ich zu dem Ergebnis, dass bei der aktuellen Ausbreitungsge-
schwindigkeit das Ziel einer Eindämmung nur erreicht werden kann, wenn vorübergehend die o.g.
Maßnahmen erfolgen.
Jeder nicht notwendige soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, sodass nur
durch die angeordneten Maßnahmen Weiterverbreitung der Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in
der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt werden kann.
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Mildere Maßnahmen sind aufgrund des Infektionsweges über Tröpfchen nicht gleichermaßen effektiv.
Insbesondere ist es nicht ausreichend, die untersagten Zusammenkünfte und Nutzungen unter An-
ordnung von Auflagen stattfinden zu lassen, da nicht gewährleistet werden kann, dass alle empfohle-
nen Vorsorgemaßnahmen eingehalten werden können und die Risiken durch begleitende Maßnah-
men (wie z. B. Händedesinfektion) ausreichend beseitigt wären.

Die Untersagung ist geeignet, erforderlich und angemessen, um die konkret drohende Gefahr für die
Gesundheit und das Leben von Menschen abzuwehren. Diese Gemeinwohlbelange rechtfertigen das
Verbot. Die Gesundheit und das menschliche Leben genießen einen höheren Stellenwert als die all-
gemeine Handlungsfreiheit. Den zu erwartenden wirtschaftlichen Einbußen stehen erhebliche ge-
sundheitliche Gefahren bei der unkontrollierten und nicht mehr nachverfolgbaren weiteren Verbreitung
des Corona-Virus gegenüber. Bei der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter der körperlichen Unver-
sehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. Hierbei handelt es sich um
Rechtsgüter von sehr hoher Bedeutung. Um dem staatlichen Schutzauftrag gerecht zu werden, ist das
Verbot unter Abwägung aller beteiligten Interessen daher gerechtfertigt.
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG.
Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall
8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Urkun-
denbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maß-
gabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- und der Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. S. 3803)
einzureichen.

Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Kai Abruszat

Anlagen:
siehe Seiten 1 bis 50 der Anlage zum Amtsblatt der Gemeinde Stemwede Ausgabe 3/2020 vom 20.03.2020

Herausgeber und Druck: Der Bürgermeister der Gemeinde Stemwede, Buchhofstraße 17, 32351 Stemwede

Das Amtsblatt der Gemeinde Stemwede erscheint in der Regel einmal monatlich. Die Abgabe erfolgt kostenfrei in
den Verwaltungsstellen der Gemeinde Stemwede in Stemwede-Levern, Buchhofstraße 13 und 17. Außerdem
kann das Amtsblatt der Gemeinde Stemwede im Internet der Gemeinde Stemwede unter www.stemwede.de
abgerufen werden. Hier sind auch die geplanten Erscheinungstermine für das laufende Jahr zu finden.

Für den laufenden Bezug per Postübersendung werden jährlich die entstandenen Portokosten erhoben. Bestel-
lung für den laufenden Bezug sowie Einzelbestellungen, Anfragen usw. sind an den Herausgeber zu richten
(Telefon 0 57 45 / 7 88 99 – 0).
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 Ministerium für Arbeit, 
 Gesundheit und Soziales 
Der Staatssekretär des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 

 
 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 
 

 

Datum:    15. März 2020 

Seite 1 von 4 

 

Aktenzeichen I  

bei Antwort bitte angeben 

 

 

Telefon 0211 855- 

Telefax 0211 855- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 25, 

40219 Düsseldorf 

Telefon 0211 855-5 

Telefax 0211 855-3683 

poststelle@mags.nrw.de 

www.mags.nrw 

 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linie 709 

Haltestelle: Stadttor  

Rheinbahn Linien 708, 732 

Haltestelle: Polizeipräsidium 

An die Bezirksregierungen mit der Bitte um Weitergabe an: 
 
Oberbürgermeister, Bürgermeister, Landräte und unteren 
Gesundheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen 
 
nachrichtlich: 

Städtetag NRW 

Landkreistag NRW 

Städte- und Gemeindebund NRW 

 
 
 
Leitlinie zur Bestimmung des Personals kritischer Infrastrukturen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

in Ergänzung zu den Aufsichtlichen Weisungen zur Schließung der 

schulischen Gemeinschaftseinrichtungen und zum Betretungsverbot von 

Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nr. 1 und 2 Infektions-

schutzgesetz vom 13.3.2020 gebe ich Ihnen folgende Leitlinie zur 

Bestimmung des Personals kritischer Infrastrukturen bekannt: 

 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat am 13. März 

2020 eine aufsichtliche Weisung über ein Betretungsverbot von 

sämtlichen Kindertageseinrichtungen (i.S.v. § 33 Nr. 1 und 2 IfSG) 

erlassen. Es hat ferner mit gleichem Datum eine aufsichtliche Weisung 

zur Schließung der schulischen Gemeinschaftseinrichtungen (i.S.v. § 33 

Nr. 3 IfSG) im Land Nordrhein-Westfalen erlassen. 

In den Erlassen sind Ausnahmen für Kinder bestimmter Personen-

gruppen vorgesehen. Hierbei handelt es sich um Kinder derjenigen 

Personen, die in kritischen Infrastrukturen beruflich tätig sind. Der 

Bestimmung dieses Personenkreises dient diese Leitlinie. 
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Kritische Infrastrukturen (KRITIS) sind Organisationen oder 

Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für das staatliche Gemeinwesen, 

bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende 

Versorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit 

oder andere ernsthafte Folgen eintreten würden. Bei der 

entsprechenden Beurteilung ist seitens der Arbeitgeber auf die 

Unabkömmlichkeit der Personen in ihrer konkreten Tätigkeit bzw. 

Funktion abzustellen. 

 

I. Regelungen 

1. Die Entscheidung, ein Kind zur Betreuung in der Schule oder 

Kindertageseinrichtung aufzunehmen, dessen Eltern zu dem Kreis 

der im Bereich kritischer Infrastrukturen beruflich Tätigen gehört, 

treffen die Leitungen der jeweiligen Schule bzw. 

Kindertageseinrichtungen. Es gelten die bestehenden rechtlichen 

Zuständigkeiten. 

2. Grundlage der Entscheidung sind: 

a) der Nachweis oder die Zusicherung, dass beide Elternteile 

(soweit nicht alleinerziehend) nicht in der Lage sind, die 

Betreuung zu übernehmen, weil sie in einer kritischen 

Infrastruktur tätig sind, und  

b) das Vorliegen (oder die Zusicherung der Vorlage) einer 

schriftlichen Zusicherung der jeweiligen Arbeitgeber beider 

Elternteile (soweit vorhanden), dass deren Präsenz am 

Arbeitsplatz für das Funktionieren der jeweiligen kritischen 

Infrastruktur notwendig ist. 

3. Die nachstehende Liste über die Personenkreise kritischer 

Infrastrukturen lehnt sich an die Verordnung zur Bestimmung 

kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz 

(https://www.gesetze-im-internet.de/bsi-

kritisv/BJNR095800016.html.) an. Sie wird stetig fortentwickelt. 
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II. Personenkreise der in Kritischen Infrastrukturen Tätigen 

 

1. Sektor Energie 

 Strom, Gas, Kraftstoffversorgung (inklusive Logistik) 

 insbesondere Einrichtungen zur Entstörung und 

Aufrechterhaltung der Netze 

 

2. Sektor Wasser, Entsorgung 

 Hoheitliche und privatrechtliche Wasserversorgung 

 insbesondere Einrichtungen zur Entstörung und 

Aufrechterhaltung der Netze 

 

3. Sektor Ernährung, Hygiene 

 Produktion, Groß-und Einzelhandel (inklusive Zulieferung, 

Logistik) 

 

4. Sektor Informationstechnik und Telekommunikation 

 insbesondere Einrichtungen zur Entstörung und 

Aufrechterhaltung der Netze 

 

5. Sektor Gesundheit 

 insbesondere Krankenhäuser, Rettungsdienst, Pflege, 

niedergelassener Bereich, Medizinproduktehersteller, 

Arzneimittelhersteller, Apotheken, Labore 

 

6. Sektor Finanz- und Wirtschaftswesen 

 insbesondere Kreditversorgung der Unternehmen, 

Bargeldversorgung, Sozialtransfers 

 Personal der Bundesagentur für Arbeit und Jobcenter zur 

Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes (insbesondere 

Auszahlung des Kurzarbeitergeldes) 
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7. Sektor Transport und Verkehr 

 insbesondere Betrieb für kritische Infrastrukturen, öffentlicher 

Personennah- und Personenfern- und Güterverkehr 

 Personal der Deutschen Bahn und Nicht bundeseigenen 

Eisenbahnen zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 

 Personal zur Aufrechterhaltung des Flug- und Schiffsverkehrs 

 

8. Sektor Medien 

 insbesondere Nachrichten- und Informationswesen sowie 

Risiko-und Krisenkommunikation 

 

9. Sektor staatliche Verwaltung (Bund, Land, Kommune) 

 Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung und Justiz, Polizei, 

Feuerwehr, Katastrophenschutz, Justizvollzug, 

Veterinärwesens, Lebensmittelkontrolle, Asyl- und 

Flüchtlingswesen einschließlich Abschiebungshaft, 

Verfassungsschutz, aufsichtliche Aufgaben sowie 

Hochschulen und sonstige wissenschaftlichen Einrichtungen, 

soweit sie für den Betrieb von sicherheitsrelevanten 

Einrichtungen oder unverzichtbaren Aufgaben zuständig sind 

 Gesetzgebung/Parlament 

 

10. Sektor Schulen, Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe 

 Sicherstellung notwendiger Betreuung in Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege, stationären 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und Einrichtungen 

für Menschen mit Behinderung 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Edmund Heller 
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Aktenzeichen I  

bei Antwort bitte angeben 

 

 

Telefon 0211 855- 

Telefax 0211 855- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 25, 

40219 Düsseldorf 

Telefon 0211 855-5 

Telefax 0211 855-3683 

poststelle@mags.nrw.de 

www.mags.nrw 

 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linie 709 

Haltestelle: Stadttor  

Rheinbahn Linien 708, 732 

Haltestelle: Polizeipräsidium 

An die Bezirksregierungen mit der Bitte um Weitergabe an: 
 
Oberbürgermeister, Bürgermeister, Landräte und unteren 
Gesundheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen 
 
nachrichtlich: 

Städtetag NRW 

Landkreistag NRW 

Städte- und Gemeindebund NRW 

 
 
 
Erlass zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 

16.03.2020 und 17.03.2020 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

aufgrund der Zuständigkeit des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales (MAGS) für landesweit anzuordnende Maßnahmen des 

Gesundheitsschutzes sowie in Ergänzung und Fortführung der Erlasse 

des MAGS zur Begrenzung der Ausbreitung des Corona-Virus ergeht, 

gemäß §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 3, 9 Absatz 1 Ordnungsbehördengesetz 

(OBG NRW) in Verbindung mit §§ 28 Absatz 1 Satz 2 

Infektionsschutzgesetz (IfSG), zunächst bis zum 19. April 2020 die 

Weisung: 

 

1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten sind für den Zeitraum 

von 14 Tagen nach Aufenthalt Betretungsverbote für folgende 

Bereiche zu erlassen: 
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a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, 

Kindertagespflegestellen, Heilpädagogische Kindertages-

einrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“, 

Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige 

Personen betreut werden) sowie betriebserlaubte 

Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre 

Erziehungshilfe) 

b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitations-

einrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 

vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, 

Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken 

c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der 

Eingliederungshilfe  

d) Berufsschulen 

e) Hochschulen 

 

2. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

sowie für stationäre Einrichtungen der Pflege und der 

Eingliederungshilfe sind nachstehende Maßnahmen anzuordnen: 

 

 Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um 

den Eintrag von Corona-Viren zu erschweren, Patienten 

und Personal zu schützen und persönliche 

Schutzausrüstung einzusparen. 

 Sie haben Besuchsverbote oder restriktive 

Einschränkungen der Besuche auszusprechen; maximal 

ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner/ Patient 

pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit 

Hygieneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon 

sind medizinisch oder ethisch-sozial angezeigte Besuche 

(z. B. Kinderstationen, Palliativpatienten). 
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 Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit 

zugängliche Einrichtungen für Patienten und Besucher 

sind zu schließen 

 Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, 

Lesungen, Informationsveranstaltungen etc. sind zu 

unterlassen. 

 

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind 

zu schließen beziehungsweise einzustellen: 

 

 Alle Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Kinos und 

Museen unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft oder 

von Eigentumsverhältnissen ab dem 16.03.2020 

 Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und sogenannte 

„Spaßbäder“, Saunen ab dem 16.03.2020 

 Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in 

sonstigen öffentlichen und privaten außerschulischen 

Bildungseinrichtungen ab dem 17.03.2020 

 Zusammenkünfte in Sportvereinen, sonstigen Sport- und 

Freizeiteinrichtungen ab dem 17.03.2020  

 Zusammenkünfte in Spielhallen, Spielbanken und 

Wettbüros ab dem 16.03.2020 

 Gleiches gilt für Prostitutionsbetriebe ab dem 16.03.2020. 

 

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist 

ab dem 16.03.2020 zu beschränken und nur unter strengen 

Auflagen (Besucherregistrierung mit Kontaktdaten, 

Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben für 

Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Metern, Aushänge mit 

Hinweisen zur richtigen Hygienemaßnahmen etc.) zu gestatten: 
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a) Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und 

b) Restaurants und Gaststätten sowie Hotels für die 

Bewirtung von Übernachtungsgästen 

 

5. Auch zu Einrichtungshäusern und Einkaufszentren, „shopping-

malls“ oder „factory outlets“ und vergleichbaren Einrichtungen, 

die mehr als 15 einzelne Geschäftsbetriebe umfassen, ist ab dem 

16.03.2020 der Zugang zu beschränken und nur unter Auflagen 

zu erlauben. Der Aufenthalt ist nur zur Deckung des dringenden 

oder täglichen Bedarfs zu gestatten. 

 

6. Alle öffentlichen Veranstaltungen sind zu untersagen. Das 

schließt grundsätzlich auch Verbote für Versammlungen unter 

freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchführung 

einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen 

werden können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder 

der Daseinsfür- und -Vorsorge zu dienen bestimmt sind oder der 

Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärkte). 

 

Zuständige Behörde für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind nach § 3 

ZVO-IfSG Städte und Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden. 

 

Begründung: 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit 

verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-

Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.  

 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den 

vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwicklung der 
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SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere – über die in den 

bislang ergangenen Erlassen enthaltenen hinausgehende – 

kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungs-

dynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. Die 

Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren Verzögerung der 

Infektionsdynamik beizutragen und daher erforderlich. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 

(Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder 

auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 

Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen.  

 

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Ziffer 1 dieser 

Weisung ist § 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG). 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Edmund Heller 
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